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1a. 


Verordnung vom 7. Dezember 1917, 


betreffend Durcbführung des Spiritus- und Branntwein- 
monopoles (Durchführungsverordnung). 


Aul Grund der §§ 2, 5 und 20 der Verordnung des 
Armeeoberkommandanten vom 22. April 1916 Nr. 55 
V. BL, wird angeordnet, wie folgt: 


§ 1. 
Ausnahmen vom Monopole. 


Vom Einfuhr- und Absatzmonopole (§ 1 der Ver- 
ordnung des Armeeoberkommandanten) ausgenommen 
ist jeder aus der österreichisch-ungarischen Monarchie 
eingeführte, aus Obst oder durch Zusatz pflanzlicher 
Stoffe erzeugle Branntwein (Likör, Rosoglio, Rum, Co- 
gnac, etc.) sowie jeder im Okkupationsgebiete aus Obst 
erzeugte Branntwein. 

Der eingeführte, vom Monopole befreite Brannt- 
wein unlerliegl einer Abgabe, die mit dem Zolle einge- 
hoben wird und bei einer Gradhalligkeit von höchstens 
50 Grad Alkohol 50% des Zollsatzes, bei einer höheren 
Gradhältigkeit 75% des Zolsatzes, beträgt. 

In dieser Abgabe sind che ärarischen Kommisions- 
gebühren inbegriffen. 


g 2. 
Beschränkung des Absatzes. 


Die nach $ 4 der Verordnung des Armeeoberkom- 
mandanten zum Absaize von Spiritus oder Branntwein 
ermachligien Personen dürfen nur solchen Spiritus oder 
Branntwein absetzen, der nach $ 1 vom Monopole aus- 
genommen ist, oder von der Militärverwaltung bezogen, 
oder aus dem von ihm bezogenen Spiritus oder Brannt- 
wein erzeugt wurde, 


§ 3. 


Übernahms- und Verschleisspreise. 


Der Erzeuger hal der Militärverwaltung den Spi- 
ritus oder Branntwein im Rohzustande oder im rekti- 
fizierten Zustande loco der vom Militärgeneralgouver- 
nement zu bestimmenden Lieferungstellen abzugeben. 
Die Menge und Gradhälligkeit der abgegebenen Flüs- 


‚sigkeil wird an der vom Militärgeneralgouvernement 


für jeden Erzeuger festgesetzten Übernahmsstellen aml- 
lich ermittelt. 

Die Übernahms- und Verschleisspreise für den 
Spiritus oder Branntwein, sowie der Raffinierungslohn 
werden durch die Militärverwaltung festgesetzt. 

Diese Preise finden auf den nach § 1 vom Mono- 
pole ausgenommenen Branntwein, sowie auf jenen 
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Branntwein keine Anwendung, der aus dem von der 
Militärverwaltung bezogenen Spiritus durch Zusatz 
pflanzlicher Stoffe erzeugt wurde (Likör, Rosoglio, Rum, 
Cognac, etc.). 


§ 4. 
Übernahms- und Verschleissbedingungen. 


Die Übernahme des Spiritus oder Brantweines 
vom Erzeuger erfolgt nur durch Organe, die von der 
Militärverwaltung mit den Ermächtigungsdekreten be- 
teilt sind. 

Spiritus oder Branntwein im Rohzustande darf 
von den Brennereien bloss für Zwecke der allgemei- 


nen oder besonderen Denaturierung abgegeben wer- 
den. Sonst erfolgt die Abgabe von Spiritus nur im re- 
ktifizierten Zustande entweder direkt von der Raffi- 
nerie nach Weisungen des Militärgeneralgouverne- 
ments oder in den Detailverschleissstellen in einer 
Stärke von 95 Grad Alkohol in versiegelten, mit Eti- 
ketten versehenen Gefässen von t/o, */2, oder ‘fa Eimer 
Inhalt. 

Die Übergabe zum Verschleisse im Detaile wird 
auf dem Gefässen durch Etiketten und Siegel nach den 
als Beilage A angeschlossenen Formularien ersichtlich 
gemacht. Auf den Gefässen müssen die Preise für den 
Spiritus und das Gefäss deutlich ersichtlich sein. 


Beilage A. 


im k. u. k. Verwaltungsgebiete 
Polens. 


Spiritus 95° 


AN Eimer-Preis K h 
Preis des Gefässes ..................... r 5- 
Zusammen eran Toe 


$ 5. 
Transport. 


Jeder Transport von Spiritus oder Branntwein 
muss von einer amtlichen Bestätigung begleitet sein, 


(Stampiglie) 


K. u. k. 
Spiritus- 
Magazin 
Nr. 


Wappen 
wie oben j 


dass er zur Ausübung des Monopolrechtes der Militär- 

verwaltung oder mit dessen Bewilligung erfolgt. 
Ausgenommen von dieser Vorschrift sind Trans- 

porte: 


1. von Likör, Rosoglio, Rum, Cognac ele. oder 
Obstbranntwein ($ 1 und 3, Schlussabsatz). 

2. von solchem Spiritus, der von der Militärver- 
waltung bereits zum Verschleisse übergeben wurde 


($ 4 Abs. 2). 
§ 6. 


Verpflichtungen der Brennereien, Raffinerien und 
Händler. 


Die Unternehmer, die sieh mit der Herstellung 
oder dem Absalze von Spiritus oder Branntwein be- 
fassen, haben bezüglich der Art der Herstellung und 
des Betriebes, bezüglich der Übergabe und Übernahme 
von Spiritus und Branntwein und bezüglich der Aus- 
weisleistung hierüber den ihnen von der Militärver- 
waltung jeweils vorgeschriebenen Vorgang einzuhal- 
ten und die hieftir erlassenen Weisungen zu be- 
obachten. 

Zur Mitwirkung bei der Durchführung des Spi- 
rilus- und Branntweinmonopoles, kann die Militär- 
verwaltung eine Körperschaft berufen und deren Ver- 
pllichtungen und Vollmachten festsetzen. 


§ 7. : 
Umfang der Konzession zum Absatze. 


Der Detailverschleiss des dem Monopole unterlie- 
genden Spiritus erfolgt nur dureh von der Militärver- 
waltung hiezu bestellte Personen oder durch die zur 
Mitwirkung bei der Durchführung des Spiritus- und 
BranntWeinmonopoles berufene Körperschaft (8 6, 
Abs. 2) in zum Verschleisse zugelassenen Gefässen 
(§ 4 Abs. 2). 

Im Bezug auf jenen Branntwein, der dem Mo- 
nopole nicht unterliegt, ermächligt die Konzession zunı 
Handel, zum Bezuge und zum Absatze des Branntwei- 
nes in allen handelstiblich verschlossenen Gefässen, 
die Konzession zum Ausschauke wohl zum Bezuge in 
solehen Gefässen, jedoch zum Absatze nur in unver- 
schlossenen Gefässen und nur bis zur Menge von höch- 
stens einem Achtel Liter ($ 8 Abs. 2 der Vdg. des 
A. O. K.). Die Preise für je Ys Liter oder für ein klei- 
neres Gefäss, in dem der Ausschank erfolgt, sind durch 
Anschlag im Lokale ersichtlich zu machen. 


§ 8. 


Anzeigepflicbt ‘und Spirituslieferung. 


Die Luternehmer, die sich mit der Herstellung 
von Spiritus oder Branntwein befassen, haben die in 
der nächsten Betriebsperiode, das ist in der Zeit vom 
I. September des einen bis Ende August des nächstfol- 
genden Jahres, voraussichtlich zu erzeugende oder zu 
verarbeitende Jahresmenge im Wege des Kreiskom- 
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mandos bis spätestens 31. Juli eines jeden Jahres an- 
zuzeigen. 

Das Militärgeneralgouvernement wird den ein- 
zelnen Brennereien mitteilen, welche Spiritusmengen 
und an welche Raffinerien diese von ihnen abzuliefern 
sein werden, 

Brennereien oder Raffinerien, die in der abge- 
laufenen Betriebsperiode nicht im Betriebe standen, 
werden nur dann berücksichtigt, wenn die Wiederauf- 
nahme des Betriebes mit Zustimmung der Militärver- 
waltung erfolgt ist. Diese Zustimmung wird nur nach 
Massgabe des tatsächlichen Bedarfes erteilt. 

Betriebe, in denen im Betriebsjahre weniger als 
achizig Prozent der abzuliefernden Mengen zur Über- 
gabe an die Militärverwaltung bereit gestellt wird, 
können, wenn nicht die Unmöglichkeit, eine der An- 
meldung entsprechende Menge herzustellen, nachge- 
wiesen wird, vom Militärgeneralgouvernement ge- 
schlossen werden. 

Dieser Paragraph findet auf den durch Zusatz 
pflanzlicher Stoffe erzeugten Branntwein (Likör, Ro- 
soglio, Rum, Cognac etc.) sowie auf Obstbranntwein 
keine Anwendung. 


§ 9. 


Lieferungskontingent für landwirtschaftliche Brennereien. 


Landwirtschaftliche Brennereien werden nach 
Massgabe ihrer Leistungsfähigkeit, sowie im Verhält- 
nisse der zur Brennereiwirtschaft gehörenden bebau- 
ten Ackerflächen mit einem Lieferungskontingente un- 
ter der Bedingung beteilt, dass die bei der Brannt- 
weinerzeugung gewonnene Schlempe als Viehfutter ver- 
wendet wird. 


§ 10. 


Denaturierter Spiritus. 


Die Einfuhr und der Absatz vom denaturierten 
Spiritus sind von den gegenwärtigen Verordnungen 
ausgenommen. 


§ 11. 


Schwendungen. 


Den landwirtschaftlichen Brennereien wird ein 
Schwendungsabschlag von 2% von dem jahrlichen Ge- 
samlerzeugnisse zugestanden. In diesem Schwendungs- 
abschlage sind alle Erzeugungs-, Lager-, und Trans- 
portverluste der Brennereien inbegriffen. 

Allen übrigen (nicht landwirtschaftlichen) Bren- 
nereien wird cin solcher Schwendungsabschlag von 
1% von dem jährlichen Gesamterzeugnisse zugestanden. 

Für jeden, die obigen Schwendungsabschläge 
übersteigenden Abgang hat die Brennerei den entfal- 
lenden Monopolgewinn zu entrichten, Sollte der Ab- 
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gang kleiner sein, als der für die betreffende Bren- 
nerei zugestandene Schwendungsabschlag, so erhält 
die Brennerei eine Prämie im Baren in der Hölie der 
Monopolgewinnabgabe, die auf die Differenz zwischen 
dem zugestandenen Schwendungsabschlage und dem 
talsächlichen Abgange zur Zeit der Belriebseinstellung 
enlfallt. 


§ 12. 


Wirksamkeitsheginn. 


Diese Verordnung tritt mit 10. Dezember 1917 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des Militär- 
generalgouverneurs vom 26. September 1916 Nr. 75 
V. BL, ausser Kraft. 


Der k. u. k. Militär-General-Gouverneur: 
Szeptycki m. p- 
Generalmajor. 


Th, 


Verordnung vom 7. Dezember 1917, 


betreffend Heranziehung Hes Verbandes der Brennerei- 

_unternehmer mit dem Sitze in Lublin zur Mitwirkung 

bei der Durchfiihrung des Spiritus- und Branntweinmo- 
nopoles. 


Mit Bezug auf 8 6, Abs. 2, der Verordnung des 
Mililargeneralgouverneurs vom 7. Dezember 1917, 
Nr. 94, V. BL, betreffend die Durchführung des Spiri- 
tus- und Branntweinmonopoles (Durchführungsvor- 
schrift) wird angeordnet, wie folgt: 


Art. I. 


Der »Verband der Branntweinbrennereiunterneh- 
mer mit dem Sitze in Lublin« hat innerhalb des Ge- 
bietes des Militärgeneralgouvernements in Lublin von 
sämtlichen Branntweinbrennereien den Spiritus in je- 
nen Mengen sukzessive zu übernehmen, die vom Mili- 
tärgeneralgouvernement gemäss $$ 8 und 9 der obzi- 
tierten Durchführungsvorschrift für die einzelnen Bren- 
nereien festgesetzt und bekanntgegeben werden. 

Die Übernahme des Spiritus hat durch den Ver- 
band loco jener Raffinerien zu erfolgen, welchen die 
betreffenden Brennereien vom Militärgeneralgouverne- 
ment auf Grund der vorher zwischen dem Verbande 
und den Raffinerien bezüglich der Rektifizierung des 
Spiritus abgeschlossenen Vereinbarungen zugewiesen 
werden. 

Diese Vereinbarungen hat der Verband dem Mi- 
litärgeneralgouvernement vor Betriebsbeginn bekannt 
zu geben. Ebenso sind nachträgliche Vereinbarungen 
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mil den Ralfinerien oder Änderungen der bereits an- 
gezeigten Verträge dem Mjlitirgeneralgouvernement 
zur Kenntnis zu bringen. 

Im Falle eines Spiritusbedarfes für militärische 
Zwecke haben die Brennereien oder der Verband der 
Branntweinbrennereienumternehmer den Spiritus ` in 
erster Linie der Militärverwaltung gegen den gemäss 
§ 3 der Durchführungsvorschrift jeweils lesigesletzten 
Übernahmspreis, und zwar Rohspiritus loco nächsl- 
gelegene Bahnstation in eigenen Fässern und rekti- 
fizierten Spiritus loco Raffinerie prompt zu überge- 
ben. In diesem Falle wird die Menge und Gradhältig- 
keit des Rohspiritus in der Brennerei, jene des rekti- 
fizierten Spiritus in der Raffinerie ermittelt. 

Der Verband hat den zuständigen Kreiskomman- 
dos jene Personen namhaft zu machen, die bei der 
Durchführung des Spiritus- und Branntweinmonopo- 
les verwendet werden. Dieselben müssen volljährig und 
unbescholten sein und haben sich behufs Beteilung mit 
Ermächtigungsdekreten (8 4, Abs. 1. der Durchfüh- 
rungsvorschrift) beim zuständigen Kreiskommando zu 
melden. Der Verband haftet für die Handlungen und 
Unterlassungen aller mit den Ermächtigungsdekreten 
versehenen Organe und ist dafür verantwortlich, dass 
andere Organe zur Ausübung von Exekutivrechten ge- 
genüber Parteien nicht hcranzogen.werden. Die in den 
Monopolmagazinen und zugehörigen Verkaufsstellen 
verwendeten Organe müssen beim Verbande mit einem 
fixen Gehalte angestelll und dürfen keinesfalls 
am Gewinne beteiligt sein. 


Art. I. 


Der Verband hat für den gemäss Art. I dieser 
Verordnung übernommenen Rohspiritus den nach 
§ 3, Abs. 2, der Durchführungsvorschrift festgesetzten 
Preis auf Grund der in der Raffinerie amtlich erfolg- 
len Ermittlung der Menge und Gradhältigkeit den ein- 
zelnen Brennereien innerhalb Monatsfrist. hingegen 
den Raffinerien, welchen der Rohspiritus zur Raffi- 
nierung übergeben wurde, den nach § 3, Abs. 2, der 
Durchführungsvorschrift festgesetzten Raffinierungs- 
lohn im gegenseitig vereinbarten Zeitpunkte zu þe- 
zahlen. 


Art. II. 


Der Verband hat den Spiritus in dem Zustande, 
in der Art und in den Mengen, wie dies im § 4, Abs, 2 
der Durehführungsvorschrift vorgesehen ist, und nur 
um jene Preise abzugeben, die auf Grund des g 3, 
Abs. 2 derselben Vorschrift vom Militärgeneralgouver- 
nement bemessen und dem Verbande jeweils bekannt- 
gegeben werden. 

Die Ausbeute von Spiritus im rektifizierten Zu- 


stande wird nach der Menge des von der Raffinerie 
übernommen Rohspiritus berechnet. 

Auf 100% des von der Raffinerie übernommenen 
Rohspiritus wird 981% auf reklifizierlen Spiritus TL, 
II. und Jil. Gattung, sowie auf Rektifikationsrückstän- 
de (Äther, Fuselöl und die vom Waschen zurückblei- 
benden Gewässer) gezählt; 1?4% entfallen auf sämtliche 
Abgänge (Ralfinations- und Lagerverluste etc.). 

Die Gesamtabreehnung der Raffination hat einen 
Monat nach erfolgter Betriebseinstellung und Weg- 
hringung der Spiritusvorräte, spälenstens aber in den 
ersten Tagen des Monates September oder mit dem 
Tage der Enthebung des Verbandes von der Milwir- 
kung bei der Durchführung des Spiritus- und Brannt- 
weimmonopoles zu erfolgen. Aul Grund des Ergebnis- 
ses der Abrechnung hat der Verband der Militärver- 
waltung für jeden das bezeichnete Ausmass überschrei- 
lenden Abgang den zur Zeit festgesetzten Monopolge- 
winn binnen drei Tagen bei der Kassa eines Kreiskom- 
mandos zu bezahlen. Hingegen erhält der Verband, 
falis der Abgang kleiner ist als 171%, eine Pranife im 
Baren in der Höhe der Monopolgewinnabgabe, die auf 
die Differenz zwischen dem zugestandenen Ausmasse 
und dem lalsächlichen Abgange zur Zeil der Betriebs- 
einstellung entläll. 

Die Raflinierungsrückstände (Ather, Öle, die vom 
Waschen zurückbleibenden Gewässer) bleiben Kigen- 
tun des Verbandes, dürfen jedoch auf Trinkbranntwein 
nicht umgewandelt werden. 

Die Reinheit des rektifizierten Spiritus muss Tol- 
gender Probe entsprochen: 

10 Teile gereinigten Spiritus, enthaltend wenigs- 
tens 95% Stärke, werden mil 9 Teilen Schwefelsäure 
vom spezilischen Gewichte 1.84, gemischt; die Mischung 
wird zum Sieden gewärmtl, die Flüssigkeit soll farblos 
bleiben. 


Art. IV. 


Der Verband hat den für den Detailverschleiss 
beslimmlen Spiritus von den Raffinerien in die vom 
Verbande errichleten Magazine (Niederlagen) Irans- 
porlieren zu lassen. Dort wird der Spiritus unter Auf- 
sicht der Finanzorgane nach Verdünnung auf 95% Al- 
kohol in Gefässe umgelülll, wobei die Anordnungen 
des § 4 der Durehführungsvorschrift genau einzuhal- 
ten sind. 

Der Verband hat in den Magazinen einen ent- 
sprechenden Vorrat an Spiritus in allen vorgeschrie- 
benen Mengen am Lager zu erhallen. 

Der Verband darf den Spiritus im Detailver- 
schleisse aus den Magazinen in Mengen bis höchstens 
'/, Eimer nur an Personen abgeben, von denen ein Wei- 
lerverkauf des Spiritus in gewinnsüchtiger Absicht 
nicht zu erwarten ist. 


Ail. N, 


Der Spiritus darf von der Raffinerie nicht früher 
weggebrachl werden, bevor der Verband für das aus- 
zuführende Quantum den entlallenden Monopolgewinn 
an die Kassa eines Kreiskommandos entrichtet hat. 

Diese Zahlung bildet die Pauschalsumme des an 
die Militarverwaltung abzuführenden Neinertrages. 

Der Rest der festgesetzten Verschleisspreise bil- 
det das unbeschränkte Eigentum des Verbandes als 
Ersatz für den entriehteten Rohspirilus, die Rektiti- 
zierungskosten, Schwendungen. Transporlspesen und 
alle wie immer geartelen Regiekosten. 


Art. VL 


Die Verteilung des aus den Brennereien und Raf- 
finerien zur Wegbringung gelangenden Spiritus auf die 
einzelnen Verwendungzwecke erfolgt durch das Mili- 
largencralgouvernement nach Anhörung der Brenne- 
reiunlernehmer. 


Art, ml: 


Der Verband hat alle gesetzlichen Vorschriften 
über die Erzeugung und Raffinierung von Spiritus 
oder Brannlwein, Verfrachtung, Umlüllung, Auszah- 
lung, Buch- und Reehnungsführung, Berichlerstattung 
ete, genau einzuhalten und über Weisung des Militär- 
generalgouvernements auch weitere Bücher und Be- 
fehle zu führen, Berichte zu erstalten und Ausweise vor- 
zulegen. =. 

Die Organe der Militärverwaltung können gege- 
niiber der gesamten Geschaftsgeharung des Verbandes, 
ebenso wie seiner Milglieder, die im § 11, Abs. 2 der 
Verordnung des Armeeoberkommandanten Nr. 55, 
V. BL, vom 22. April 1916, vorgeschriebenen Aufsichts- 
befugnisse ausüben, insbesondere in die Bücher und 
Korrespondenzen des Verbandes jederzeit Einsicht 
nehmen. 

Das Mililargeneralgouvernement hat das Recht, 
zu allen Sitzungen des Verbandes ein Organ zu de- 
legieren, welches ermächtigt ist, Beschlüsse des Ver- 
bandes, die diesem Organe als gegen das Gesetz oder 
diese Vdg. oder sonst an den Verband ergangene An- 
ordnungen verstossen erscheinen, zu suspendieren. Ein 
solcher Beschluss kann erst zur Ausführung kommen, 
wenn das Militärgeneralgouvernement die Zulässig- 
keit des Beschlusses ausgesprochen oder binnen drei 
Tagen die Entscheidung nicht gefällt hat. Der Ver- 
band ist verpflichtet, das Militärgeneralgouvernement 
von jeder Sitzung des Verbandes rechtzeitig, d. i. min- 
deslens 24 Stunden vor der Sitzung in Kenntnis zu 
selen. 

Der, der Versammlung der Teilnehmer erstattete 
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Bericht samt Bilanz, Gewinn- und Verlustkonto, sowie 
eine Abschrift des Protokolles der Greneralversammlung 
sind dem Militärgeneralgouvernement spätestens 8 Ta- 
ge nach stattgehabter Generalversammlung vorzulegen. 


Art. VI. 


Bei seiner gesamten Geschäftsführung hat der 
Verband sicherzustellen, dass tatsächlich die Verord- 
nung des Armeeoberkommandanten vom 22. April 1916, 
Nr. 55, V. BL, und die Durchfihrungsverordnung vom 
7. Dezember 1917, Nr. 94, V. Bl, sowie alle sonstige 
Weisungen «es Militärgeneralgouvernements strengs- 
tens beobachtet werden. 


Art. IX. 


Zur Sicherstellung der Erfüllung der Anordnun- 
geh der Militärverwaltung dient die bei der Kassa 
des Militärgeneralgouvernements vom Verbande bar 
oder in pupillarischen Obligationen zu erlegende Kau- 
tion im Betrage von 50.000 K. 

Bei Zuwiderhandlungen können dem Verbande 
oder seinen sehuldtragenden Organen Ordnungsstrafen 
bis zu 20.000 K auferlegt werden. Bei Nichtzahlung 
haltet für diese Strafen die obige Kaution. 

Für jeden, die Kaution übersteigenden Schaden, 
der durch Nichterfüllung der Bestimmungen dieser 
Vdg. seitens des Verbandes oder seiner Organe der Mi- 
litärverwaltung zugefügt werden sollte, haftet der Ver- 
band mit seinem gesamlen Vermögen, sowie mit den 
Spiritusbetriebsanlagen seiner Mittglieder, ferner jeder 
Brennereiunternehmer mit der zugehörigen Landwirt- 
schaft und sonstigem Vermögen im Verhältnisse des 
aus seinen Betriebsstätten ausgelührten Spiritus oder 
Branntweines. 

Die Kaution wird nach Enthebung des Verbandes 
von der Milwirkung bei der Durchführung des Spiri- 
tus- und Branntweinmonopoles und Erfüllung aller 
noch schwebenden Verbindlichkeiten dem Verbande 
gleich rückgestellt. 


Art. X. 


Diese Verordnung tritt mit dem 10. Dezember 1917 
in Kraft. 

Gleichzeitig Witt die Verordnung des Militärgene- 
ralgouverneurs vom 26. September 1916, Nr. 75, V. BL. 
ausser Kraft. 


Art. XI. 


Bei Enthebung des Verbandes von der Mitwirkung 
bei der Durchführung des Spiritus- und Branntwein- 
monopoles hat der Verband die in den Raffinerien vor- 
handenen Spiritus- und Branntweinvorräte an die Mi- 


litarverwaltung gegen zur Zeit der Übernahme geltende 
Preise (Art. I, Abs. 4) zu übergeben. 

Für den Absatz des bereits in den Magazinen be- 
findlichen Spiritus wird eine angemessene Frist be- 
stimmt werden. 

Bei der Auflösung der Militarverwaltung in Polen 
linden die Bestimmungen des vorstehenden Absatzes 
bezüglich der Übergabe der Spiritusvorräte keine An- 
wendung. 

Der k. u. k. Militärgeneralgouverneur: 
Szeplycki m. p, 
Generalina jor. 


1¢. 


Verordnung vom 7. Dezember 1917, 
betreffend die Festsetzung der Übernahms- und Ver- 
schleisspreise für Monopolspiritus. 


Auf Grund der §§ 5 und 20 der Verordnung des 
Armeeoberkommandanten vom 22, April 1916, Nr. 55 
V. Bl. und $ 3 der Verordnung des Militärgeneralgou- 
verneurs vom 7. Dezember 1917, Nr, 94, V. BL, betref- 
fend die Durchführung des Spiritus- und Branntwein- 
monopoles wird angeordnel, wie folgt: 


§ 1. 


Der Verschleisspreis für Monopolspiritus beträgt 
3 K per Eimergrad Alkohol. 

Der Erzeuger hat der Militärverwaltung den Spi- 
ritus im Rohzustande um 40 Heller, im rektifizierten 
Zustande um 47 Heller per Eimegrad Alkohol loco der 
vom Militärgeneralgouvernement zu bestimmenden Lie- 
ferungssleHen abzugeben. 

Der Raffinierungslohn wird mit 6 Heller per 
Bimergrad des abgegebenen rektifizierten Spiritus fest- 
gesetzt. 

Der Regiebeitrag an den Verband der Branntwein- ` 
brennereiunternehmer in Lublin beträgt 29 Heller per 
Tzimergrad Alkohol. 


Sr 


Die Verschleisspreise haben auf den im $ 4 der 
Durchführungsvorschrift vorgesehen Etiketten zu lau- 
ten: 

bei 95 grädigem Branntwein 
auf Flaschen und Gefässen von ';, Eimer Inhalt 71 K 25 h 


» » von ‘Yao „Eimer maalt ee K 25 h 
» » von Y Eimer Inhalt . . . -> ?RiSh 
SES 


Der Monopolgewinn wird mit 2 K 25 h für jeden 
Eimergrad des in der gebrannten geistigen Flüssig- 


keit enthaltenen Alkohols eingehoben; der Alkoholge- 
halt ist nach dem vorgeschriebenen 100-teiligen Alko- 
holometr zu ermitleln. 

Die Monopolgewinnabgabe wird vom Monopol- 
spirilus bei Wegbriugung des Spiritus aus der Spiri- 
tusraflinerie und von dem vom Monopole ausgenom- 
menen Branntwein bei dem Übergange desselben aus 
der amtlichen Kontrolle in den freien Verkehr ent- 
richtet. 

§ 4. 

“ir den zu denalurierenden Spiritus wird eine 
Kontrollgebühr von 20 Heller pro Kimergrad Alkohol 
eingehoben, die im Vorhinein gegen Empfang einer 
Bolelle zu entrichlen ist. 

Der Regiebeitrag des Verbandes der Brennereiun- 
ternehmer beträgt bei denaturiertem Spiritus 10 Heller 
pro Kimegrad Alkohol. 


So. 


Die am 10, Dezember 1917 in den Brennereien 
und Raffinerien verbleibenden und noch nicht in der 
Bewirlsehaftung des Verbandes der Branntweinbren- 
nereiunternehmer in Lublin stehenden Spiritusmen- 
gen werden vom genannten Verbande gegen die im 
§ 1 fesigesetzten Preise und unter der im § 3 der Durch- 
führungsvorschrift vom 7. Dezember 1917, Nr. 94 V. BL, 
verzeichneten Bedingungen übernommen. 


§ 6. 


Diese Verordnung tritt mit 10. Dezember 1917 in 
kraft. Gleichzeitig Wilt die Verordnung des Militärge- 
neralgouverneurs vom 20. April 1917, Nr. 38 V. BL, 
ausser Kraft. 

Der k. u. k. Militargeneralgouverneur: 
Szeptycki m. p. 
Generalmajor. 


2a. 


Kundmachung 


vom 20. Dezembar 1917 betreffend die Beschiagnahme 
von Stroh. 

Auf Grund der Verordnung vom 22. Juni 1917, 
Vdgbl. Nr. 57, bezw. der Vdg. vom 11. Juni 1916, Vdgbl. 
Nr. 61 über die Verwertung der Ernte, sowie in Durch- 
führung der Verordnung vom 23. Juni 1917, Vdgbl. 
Nr. 58, wird verordnet, wie folgt: 


Gude 


Beschlagnahme. 
Die Ernte an Stroh des Jahres 1917, sowie etwa 
vom Vorjahre verbliebene Restbestande werden zu Gun- 


i 
sten der Militärverwaltung Polen.beschlangnahmt. Un- 
ter Stroh ist Weizen-, Roggen-, Gerste-, Hafer-, Erb- 
sen-, Wicken- und Mischling-Stroh zu verstehen. 


g 2 


Wirkung der Beschlagnahme. 


Die Beschlagnahme hat die Wirkung, dass das 
beschJagnahmie Stroh ‘weder verarbeitet, verbraucht, 
verfiittert, noch freiwillig oder zwangsweise veräussert 
werden darf, insoferne in dieser Vdg. oder durch be- 
sondere Vorschriflen nichts anderes angeordnet wird. 
Rechtsgeschäfte, die gegen dieses Verbot verslossen, 
sind ungültig. 

Dasselbe gill auch von den. vor dem Inkrafttreten 
dieser Vdg. abgeschlossenen Kauf- und Lieferungsver- 
trägen, insoferne sie noeh nicht erfüllt worden sind. 


§ 3. 
Von der Beschlagnahme ausgenommene Menge. 


Von der Beschlagnahme sind ausgenommen: 

1) Die für Lagerzwecke eines Haushaltes benötig- 
ten Mengen. 

2) Die zu Streu- und Verfülterungszwecken. für 
die Viehbesitzer erforderlichen Mengen in jenem Aus- 
masse, das in der zu eriassenden Durchführungsbestim- 
mung zu dieser Vdg. festgesetzt werden wird. 

3) Die einzelnen Personen, über thr jeweiliges 
Ansuchen, vom MGG. für Industrie- und Packzwecke 
zum Aukaufe freigegebenen Mengen. 


§ 4. 
Ubernahme. 


Zur Übernahme der zulolge § 1 besehlagnahmten 
Stroharten ist für den Bereich des MGG. mit Ausnalime 
der Kreise Chelm, Tomaszów und Hrubieszów die Pol- 
nische Futterzentrale in Lublin, bezw. deren Kreisfi- 
lialen und Beauftraglen berechtigl. Jeder Besitzer des 
beschlagnahmlen Strohs ist verpflichtet, seine Vorräte 
der Polnischen Futterzentrale oder deren Beauftragten 
zu dem feslgeselzten Ubernahmspreise zu verkaufen. 
Die Polnische Futterzentrale ist verpflichtel, das be- 
schlagnahmte Stroh, soferne es gebrauchsfähig ist, an- 
zukaufen. 

Die Art der UÜberuahme in den Kreisen Chelm, 
Tomaszow und Hrubieszöw wird durch besondere Ver- 
fügung geregelt werden. 


§ 5. 
Anzeigepflicht. 


Die beschlagnahmien Mengen haben die Gross- 
grundbesitzer direkt, die Kleingrundbesitzer im Wege 
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der Gemeindevorstehung zur Ablieferung bei der Pol- 
nischen Futlerzentrale (Kreisfilialen) ordnungsgemäss 
spätestens bis 31. Jänner 1918 anzumelden. Die Anınel- 
dung hal zu enthalten: 

1) Ortschaft und Gemeinde, 

2) Name des Eigentümers, 

3) Galtung und Menge, 

4) Lagerungsort, 

5) Unterschrift des Verfügungsbereehtigien und 
des Ortschafts- oder Gemeindevorstehers, dass die 
die Angaben auf Richligkeit beruhen. 

Die Polnische Fulterzentrale wird bis spätestens 
28. Februar 1918 eine Aumeldungsbestätigung dem Be- 
treffenden auslellen und übersenden. 


§ 6. 


Übernahmspreis. 

Die von der Polnischen Futlerzentrale für die be- 
schlagnahmten Stroharten zu zahlenden Übernahms- 
preise werden festgesetzt wie folgt: 

K. 10.— für Flegeldruschstroh (Kornschabstroh) 
iur alle sonstigen Arten Getreidestroh, einschliesslich 
Stroh von Erbsen und Wicken: 

ungepresst K 7.—; 

gepresst K 9.— 

Die Preise verstehen sich per 100 kg, loko Pro- 
duktionsort für gesunde und trockene Ware. Entspricht 
die Ware diesen Bedingungen nicht, tritt eine entspre- 
chende Preisreduktion ein. 

Die im Sinne des $ 4 ordnungsgemäss angemel- 
delen Mengen werden bei der Übernahme mit K — 50 
per 100 kg prämiert. 

Erfolgt seitens der Polnischen Fulterzentrale die 
Übernahme der angemeldeten Produkte nicht bis 
30 April 1918, so erhält der Besitzer bei der Über- 
nahıne von der Polnischen Futterzenlrale ausser Preis 
nnd Prämie einen Lagerungszuschlag von K —50 pro 
100 kg. 

SE 
Zwangsmassnahmen. 

Weigert sich der Besitzer, bezw. der Verfiigungs- 
berechligte seine beschlagnahmten Vorräte an die Pol- 
nische Fulterzentrale zu verkaufen, so kann das be- 
Irelfende Kreiskommando unbeschadet der Strafverfol- 
gung die zwangsweise Abnahme verfügen. 

Der Betreffende verliert in diesem Falle die Be- 
rechligung aul den gemäss § 6 auszuzahlenden Zu- 
schlag. 
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Strafbesfimmungen. 
Übertretungen dieser Verordnung oder auf Grund 
derselben erlassener Vorschriften werden nach § 19 


der Vdg. vom 11. Juni 1916, Vdg. Bl. Nr. 61, betreffend 
die Verwertung «ler Ernte geahndet. 


§ 9. 


Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Kund- 
machung in Kraft. 


2b. 


Kundmachung. 


Durchführungsbestimmungen zur Verordnung vom 20. De- 
zember 1917, betreffend die Beschlagnahme von Stroh. 


In Durehlührung der Vdg. vom 20. Dezember 1917 
Nr. 99 V. Bl. betreffend die Beschlagnahme von Stroh 


wird, wie folgt, verfügt: 


Be 
Verbrauchsnormen. 


Als Höchstausmass der zulässigen Verfütterung 
von Stroh oder Verwendung von Stroh zu Strohzwe- 
cken werden folgende Normen festgesetzt: 

Für die Zeit vom 15. Dezeinber 1917 bis zur neuen 
Ernte darf pro Stück gleichgiltig, ob es sich um Pro- 
duzenten oder versorgungsberechtigte Personen (Nicht- 
produzenten) handelt; 

a) für Pferde über 2 Jahre und Rinder über 6 Mo- 
nale zur Verfütterung und zu Streuzwecken insgesamt 
höchstens 12 qj: 

b) für Pferde bis zu 2 Jahren und Rinder bis zu 
6 Monaten zut Verfüllerung und zu Streuzwecken insge- 
saint höchstens 6 q verwendet werden. 

Die Aufteilung der Verbrauchsquote auf die ein- 
zelnen Monate geschieht, wie folgt: 
ür De zember 1917 (15 Tage) ad a) 100 kg ad b) 50kg 


» Jänner 1918 >> 8200» » > TOUR 
» Februar » » » 200 » » » 100 » 
» Marz » » » 200 » » » 100 » 
» April » » » 200 » » » 100 » 
» Mai » a» O» oe 5 y 
» Juni » »» 100» » » 30 » 
» Juli » » » 100 0 » » nl 
§ 2. 


Versorgung der Nichtproduzenten. 


Die Nichtproduzenten d. s. sowohl die Landwirte 
wie auch Nichtlandwirte, die Stroh benötigen, haben 
ihren auf Grund der Verbrauchsquote festgestellten. 
Bedarf bis längstens 15. Jänner 1918 beim zustandi+ 
gen Rreiskommando anzumelden. 


Naeh Überprüfung dieser Angaben bat das Kreis- 
kommando dem Anmeldenden eine Bescheinigung, die 
ihn zum Kinkaufe der nach § 1 festgestellten Stroh- 
mengen und zur Überfuhr per Fuhre aus dem angege- 
benen Bezugsort berechtigt, auszustellen. 

Die Bescheinigung berechtigt jedoch zum Einkauf 
und Überluhr von Stroh nur bis zum 15. Februar 1918 
inklusive. 

Line Verlangerung dieser Frist kann in beson- 
ders berücksichligungswürdigen Fällen vom betreffen- 
den Kreiskommando bewilligt werden. 


g 3. 


Einkaufsberechtigung der Polnischen Futterzentrale. 


Die Übernahme des besehlagnahmten Strohs, die 
Kontrolle und der Zuschub zu den Bahnverladestatio- 
nen erfolgt nach den Durchfithrungsbestimmungen zur 
Verordnung vom 3. Juli 1917 WS. Nr. 8495117 betref- 
fend die Beschlagnahme von Heu. (Absch. Ila. b und d 
dieser Vdg.). 


§ 4. 


Transportlegitimationen. 


Die Legitimationen, welche zum Einkaufe bezw. 
zur Übernahme von Stroh berechtigten, wie auch die 
vom Kreiskommando ausgestellten Bescheinigungen 
(§ 2) bilden zugleich die Legitimation für den Ver- 
sand von Heu mittels Fuhrwerk. 

Nur jene Mengen, welche als Futter resp. Streu- 
stroh für die Dauer von drei Tagen für Pferde, bezw. 
Ochsen, benötigt werden, dürfen ohne Transportlegiti- 
mation und ohne jedwede territoriale Beschränkung 
mitgeführt werden. 

In diesem Falle sind 6 kg für Stück und Tag zu 
berechnen. 


§ 5. 
Bahn- und Schifftransporte. 


Der Transport von Stroh auf normalspurigen Bah- 
nen kann nur auf Grund von mit Stampiglie der E. 
V. Z, des MGG, in Lublin und Unterschrift »Leutnant 
von Mochnacki« versehenen Frachtbrieien erfolgen. 

Sämtliche andere Frachtbriefe (auch die Frachi- 
briefe der E. V. Z. mit Unterschrift »Oblt. Redlich«) 
werden gleichzeitig als ungillig erklärt. 

Die Transporle mit den Kleinbahnen aller Art, per 
Schiff (Galeeren) erfolgen auf Grund der Einkaufs- 
bezw. Übernahmslegitimalion. 


$ 6. 


Kontrollmassnahmen. 
Mit der Überwachnung der Ausführung aller obi- 
gen Anordnungen, insbesondere mit der Beaufsichti- 
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gung der Tatigkeit der Rauhfuttereinkautstellen, bezw. 
der Kreisvertreter derselben sowohl hinsichtlich der 
Lieferungen für die M. V. als auch bezüglich der Dek- 
kung des Lokobedarfes wird das Kıeiskommando den 
landwirtsehaftlichen Referenten und die ihin zugewie- 
senen Hillsorgane beltrauen. . 


We 
Zwangsmittel. 


Weigert sich der Produzent, das besehlagnahmle 
Stroh der Rauhfuttereinkaulsstelle zu verkaufen, so hat 
sich der Kreisvertreter der Kinkaulsstelle an das be- 
treffende Kreiskommando um Anordnung von Zwangs- 
mitteln zu wenden. 

Das Kreiskommando hat in solchen Fällen, wo 
es sich um grössere Mengen handelt, nach mit der 
Kreisaulsichtskommusion gepllogenem Tinvernehmen 
über die Yerpflichtung zur Abgabe der betreffenden 
Menge endgillig zu erkennen und erforderlichenfalls 
dessen zwangsweise Wegnahme zu Gunsten der Pol- 
nischen Fulterzentrale bezw. der Rauhluttereinkaufs- 
stelle als deren Beauftragte zu verlügen. 

Für das zwangsweise eingelieferte Stroh ist die 
Rauhfuttereinkaufsstelle verpflichtet, den Produzenten 
den vollen Chernahmspreis zu bezahlen. Der Produ- 
zent verliert jedoch in diesem Falle die Berechtigung 
auf die Anzeigepramie und den Lagerungszuschlag. 


3, 


Verordnung des k. u. k. Militärgeneralaouverneurs 
vom 4 Dezember 1917, 


betreffend de Freigabe der beschlagnahmten Kaffee- 
und Teevorräte. 


Auf Grund der Verordnung vom 4 Juli 1917, 
Nr, 61 V. BL, wird verfügt: 

Die mit der Verordnung vom 27. Dezember 1916, 
Nr. 8 Vdg. Bl. verfügte Beschlagnahme der im freien 
Verkehre belindlichen Kafee- und Teevorräte wird 
ausser Kraft gesetzt und der Verkehr mit den genann- 
ten Artikeln freigegeben. 

Diese Verordnung hal rückwirkend auf alle noch 
anhängigen Strafsachen Anwendung zu finden, die aul 
Grund der Verordnung yom 27. Dezember 1916, Nr. 8 
V. Bl. vom Jahre 1917 eingeleitet worden sind. 


Der k. u. k. Militärgeneralgouverneur: 
Szeptycki m. p. 
Generalmajor. r 
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4. 


Kundmachung vom 20. Dezember 1917, 
betreffend den Umrechnungskurs des Rubels. 
Gemäss § 1, Absatz 2 der Verordnung vom 1. April 
1917, Nr. 34 V. BL, betreffend den Zahlungsverkehr, 
wurde für das k, u. k. Verwaltungsgebiet das Werl- 
verhältnis der Kronenwährung zur russischen Währung 
mil dem 23. November 1917 auf 210 K, mil dem 12. De- 
zember 1917 auf 205 K und schliesslich vom 20, Dezem- 
her 1917 bis auf weileres auf 195 K gleich 100 Rubel 
testgesetzt, 
Die Kundmachung vom 15. November 1917, Nr. 98 
V. BL, ist aufgehoben. 
Der k. u. k. Militärgeneralgouverneur: 
Szeplycki w. p. 
Generalmajor, 


5. 


Erleichterungen des Reiseverkehres zwischen dem 

Gebiete des k. u. k. Militärgeneralgouvernements 

Lublin und jenem des Generalgouvernements War- 
schau. 


Unter Aufrechterhaltung der im Abkommen vom 
4, Februar 1917, I] d. V. Nr. 6017, dem Herrn Deul 
schen Vertreter beim Mililärgeneralgouvernemenl in 
Lublin erleilten Berechligungen wurde zwecks weite- 
ren Krleichterungen des Reiseverkehres aus dem Mili- 
lärgeneralgouvernemenl Lublin in das Generalgouver- 
nement Warschau folgendes bestimmt: 

Der Herr Deutsche Vertreler beim Militärgeneral- 
gouvernement Lublin wird bis auf weiteres ermächtigt, 
Personen, die im Mililargencralgouvernement in Lu- 
blin ihren ständigen Wohnsilz haben und sich durch 
einen von der zuständigen k. u. k. Behörde ausgestell- 
leu Pass ausweisen, Reisescheine zu Reisen nach be- 
stimmien Orten des Generalgouvernements Warschau 
und zwar, sowohl für einmalige wie wiederholte Hin- 
und Rückreisen mil einer Gülligkeitsdauer bis zu 3 Mo- 
nalen zu erleilen. Personen bis zu 15 Jahren in Be- 
gleilung reisescheinpflichliger Familienangeboriger be- 
dürfen keines Reisescheines: ihre Mitreise ist jedoch 
auf notwendigste Fälle zu beschränken. 

Unter Ermässigung der für die bisherigen Pas- 
sierscheine gezahlten Gebühren sind für Reisescheine 
bis zu obengenannter Gülligseitisdauer zu erheben: 

a) hei einer einmaligen Hin- und Rückreise 2 M, 

b) bei wiederholten Iin- und Rückreisen 5 M. 

Die Gebühren können in besonders begründeten 
Fällen ganz oder teilweise erlassen werden. 


In Grenzverkehr zwischen dem Militärgeneralgou- 
vernement Lublin und dem Generalgouvernement 
Warsehau bleiben die bisherigen Bestimmungen in 
Kraft, 


6. 


Kundmachung des k. u. k. Armeeoberkommandos 
vom 30. November 1917, 
betreffend die Entgegennahme von Zeitungskestellungen 
für das öst.-ung. Verwaltungsgebiet Pslens in Österreich. 
Die Postimler Niederösterreich werden ermäch- 
ligt, Bestellungen auf die in Deutschland erscheinen- 
den Tageszeilungen für das öst.-ung. Verwaltungsge- 
biet in Polen entgegenzunchmen, 
Die k. u. k, Eltappenpostämter des Mililärgeneral- 
gouvernements vermilteln diese Bestellungen. 


K. u. R. Armeeoberkommanclo. 
Tel. Nr. 56797. 


gh 


Kundmachung des k. u. k. Kriegsministeriums 
vom 27. November 1917, 


betreffend die Einführung des Nachtrages ! zum direkten 
Gütertarif mit der k. u, k. Heeresbahn-Nord. (Verkehr 
mit Österreich), 


Mit Gültigkeit vom 1. Dezember 1917 gelangt der 


Nachtrag | zum obgenaunlen EKisenbahngütertarif zur 


Kinlührung, 

Derselbe enhält Änderungen und Ergänzungen 
der Bestimmungen und der Tarife. 

In den Frachtsitzen dieses Nachtrages isl die 
österreichische Frachtsteuer und der österreichische 
Kriegszuschlag bereits enthalten. 

Mit dem gleichen Tage werden nachstehende aul 
den obgenannlen Tarif bezughabende Verlaulbarungen 
ausser Krall gesetzt: 

V. Bl. Nr. dt vom 7. April 1917, Pos. 550, 

VY. Bl. Nr. 62 vom 31. Mai 1917, Pos. 772, Vdg. der 
\ll.-Verw., St. XII vom 30./VIL 1917, 

WBE Seats vom 7 Jum 117 eos, 792 Vda. aei 
Mil-Verw., SG XTI vom 30/V1I. 1917. 

\ BINT 278 vom O 1917, Rost 899, 

V, Bl. Nr. 81 vom 17. Juli 1917, Pos. 938, Vdg. der 
Mil.-Verw., St. XVII Vom 29.IX 1917, 

V. Bl. Nr. 83 vom 21. Juli 1917, Pos. 952, Vdg. der 
Mil.-Verw., St. XV vom 10.IX. 1917, 

V. Bl. Nr. 93 vom 14. August 1917, Pos. 1061, Vdg. 
der Mil.-Verw., St. XIX vom 1./X. 1917, 

V. Bl. Nr. 107 vom 18. Seplember 1917, Pos. 1192. 
Vdg. der Mil.-Verw., St, XAU vom 29./X. 1917, 


V. Bl. Nr. 113 vom 2. Oktober 1917, Pos. 1240. 
V., Bl. Nr. 120 vom 18. Oktober 1917, Pos. 1324. 
Abdrücke dieses Nachlrages sind bei den betei- 
ligten Endverwallungen und durch Vermittlung der be- 
teiliglen Stationen, sowie bei der Expositur der k. u. k. 
Warenverkehrszentrale in Krakau, Długa 1, iu der Wa- 
renverkehrszenlrale bein M,-G.-G. in Lublin und bei 
der Zentralverkaufstelle für Tarife in Wien I., Biber- 
starsse 16, zum Preise von 3 Kronen für das Stück zu 
erhalten. 
Das k. u. k. Kriegsministerinm. 


Z: F. Li Nr. 9187 


Kundmachung, 


betreffend die Versendung von Privatpostpaketen über 
die Grenzen des k. u. k. Verwaltungsgebietes in Polen. 


‚Jede Privatpostpaketsendung, wtlche über die 
Grenzen des k., u. k. Verwallungsgebietes in Polen be- 
stimmnt ist, bedarf ausser der Postbegleitadresse (Zoll- 
deklaration, statistische Warenerklarung) eines Doku- 
mentes des Militärgeneralgouvernements in Bezug aut 
die Ausfuhr, Es sind erforderlich: 

1, Nach der Monarchie: 

a) fiir ausfuhrverbotene Waren ein Ausfuhrzerti- 
fikat der Warenverkehrszentrale beim M.-G.-G. in Lu- 
blin, 

b) für nicht ausfuhrverbotene Waren eine Beschei- 
nigung des Kreiskommandos, 

2. Nach dem deutschen Verwaltungsgebiete, Deut- 
schland oder dem sonstigen Auslande: 

a) für ausfuhrverbotene Waren eine Ausfuhrbe- 
willigung des Militargeneralgouvernements (Waren- 
verkehrszentrale beim M.-G.-G. in Lublin), 

b) für nicht ausfuhrverbotene Waren eine Beschei- 
nigung des Kreiskommandos. 

Bezüglich der erforderlichen Postbegleitdokumen- 
le besteht kein Unterschied zwischen Sendungen nach 
dem Deutschen Verwaltungsgebiete oder nach Deutsch- 
land. 

Sendungen, für welche ein Ausfuhrzertifikat bei- 
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gebracht ist, bedürfen keiner weiteren Bestätigung des 
Kreiskommandos. 
Das k. u k. Militargeneralgouvernement, 
Z ENT. 149545. 


9. 
Nr, 31.930. 


Steckbriefe. 


Aus dem Gemeindearrest in Pilica ist in der Nacht 
vom 9. auf 10. Dezember 1917 Josef Bar, Sohn des Kar! 
und Anne, 23 Jahre alt, Taglöhner, wohnhaft in Brzo- 
zowka, Gemeinde Tezyea, Kreis Miechów, entwichen. 

Der Genannte ist schuldig, sich einer fremden 
Identitätskarte, ausgestelll vom Gemeindeamte in Rze- 
rzusnia am 9. Oktober 1917 auf Namen des Ladislaus 
Latacz aus Brzozöwka, bedient zu haben. 

Alle Kommanden und Sicherheitsorgane werden 
aufgefordert. nach dem Obgenannten zu forschen, den- 
selben im Betretungsfalle zu verhaften und dem Kö- 
niglich-Polnischen Iriedensgerichte in Pilica zu über- 
stellen, 


Nt 31.932. 


Aus dem Gemeindearreste in Pilica sind in der 
Nacht vom 9. auf 10. Dezember 1917: Ignatz Mencik, 
Boleslaus Marek und Ladislaus Mencik entwichen, Die 
Obgenannien sind verdächtig, mehrere Diebstahle in 
Rzadkowice, Gemeinde Kroczyce, begangen zu haben. 

tgnatz Mencik: Sohn des Johann u. Marian- 
na, Spitzname »Pyrtek«, 27 Jahre all, wohnhaft in My- 
szköw, Gemeinde Žarki, röm.-kalh, Taglöhner, des Le- 
sens und Schreibens kundig. 

Boleslaus Marek: Sohn des Stanislaus und 
Marianna, 20 Jahre alt, wohnhait in Myszkow, röm.- 
kath., Taglöhner, Analphabet. 

Ladislaus Mencik: Sohn des Josef u. Ma- 
gdalene, 18 Jahre alt, wohnhaft in Myszków, röm.- 
kath., Taglöhver, Analphabet. 

Alle Kommanden und Sicherheitsorgane werden 
aufgefordert. nach den Obgenannten zu forschen, die- 
selben im Betrelungslalle zu verhaften und dem Kö- 
niglich-Polnischen Friedensgerichte in Pilica zu über- 
stellen. 


Der k. u. k. Kreiskommandant: 


Oberst Graf GOTTFRIED CLAM MARTINIC m. p. 


Krakow. — Druk W. L. Anezyca i Spółki. 


